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Sachgebiet 63 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. notwendige haushaltspolitische Maßnahmen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, alsbald folgende Maß- 
nahmen zu treffen : 

I. Haushaltsplanung 1971 

Im Hinblick auf die Verpflichtungen aus § 5 des StWG, wonach 
im Bundeshaushaltsplan namentlich Umfang und Zusammen- 
setzung der Ausgaben so zu bemessen sind, wie es zur Er- 
reichung der Ziele des § 1 StWG (Stabilität des Preisniveaus bei 
hohem Beschäftigungsstand und stetigem und angemessenem 
Wirtschaftswachstum) erforderlich ist, legt die Bundesregierung 
umgehend eine Ergänzung zum Entwurf eines Haushalts- 
gesetzes und Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1971 (§ 32 
der Bundeshaushaltsordnung) vor. Darin ist ein wesentlicher 
Teil der bisher vorgesehenen Ausgaben einem Eventualhaus- 
halt vorzubehalten, um sicherzustellen, daß von der Haushalts- 
führung 1971 nicht zur Unzeit eine zusätzliche übernachfrage 
ausgeht. Der verbleibende Kernhaushalt soll in seinem Aus- 
gabewachstum in Anlehnung an das aus heutiger Sicht ange- 
nommene nominale Wachstum des Sozialprodukts auf eine 
Größenordnung von etwa 8 v. H. beschränkt werden und eine 
zusätzliche Neuverschuldung (Nettokreditaufnahme) nicht vor- 
sehen. 

II. Finanzplan des Bundes bis 1974 

Auf der Grundlage der Ergänzung zum Haushaltsentwurf 1971 
ist der von der Bundesregierung vorgelegte Finanzplan - Druck- 
sache VI/1101 - neu aufzustellen. Der neue Finanzplan ist so 
auszugestalten, daß zur Vermeidung einer dauernden über- 
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nachfrage von seiten des Staates die Neuverschuldung der 
Gebietskörperschaften mittelfristig nur im Gleichklang mit der 
allgemeinen Wirtschaftsentwicklung steigen darf. 

III. Haushaltsvollzug 1970 

Der Bundesminister der Finanzen ist nach § 6 Abs. 1 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft zu ermächtigen, im Rechnungsjahr 1970 die Ver- 
fügung über bestimmte Ausgabemittel, den Beginn von Bau- 
maßnahmen und das Eingehen von Verpflichtungen zu Lasten 
künftiger Rechnungsjahre von seiner Einwilligung abhängig zu 
machen. Die im Haushaltsjahr 1970 aus konjunkturellen 
Gründen veranschlagten Ausgleichsrücklagen von insgesamt 
1,6 Mrd. DM sind durch zusätzliche Einsparungen gegenüber 
dem um Konjunktursperre und Rücklagen bereinigten Haus- 
haltssoll (88,9 Mrd. DM) in höchstmöglicher Höhe aufzustocken. 
Bei Verpflichtungen zu Lasten künftiger Rechnungsjahre ist 
äußerste Zurückhaltung zu üben. Die Verpflichtungsermäch- 
tigungen im Bundeshaltshaltsplan 1970 (28 Mrd. DM), über die 
noch nicht verfügt worden ist, sind weitestgehend zu sperren. 

Die Bundesregierung wird im Deutschen Bundestag bis zum 
15. Oktober 1970 über die getroffenen Maßnahmen berichten. 

IV, Länder und Gemeinden 

Länder und Gemeinden sind im Finanzplanungsrat anzuhalten, 
bei der Haushaltsführung im Rechnungsjahr 1970 und bei der 
Gestaltung der Haushaltsentwürfe für 1971 und ihrer mittel- 
fristigen Finanzpläne nach den gleichen Grundsätzen zu ver- 
fahren (§§ 14 und 16 des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes). 
Soweit Haushaltsentwürfe und Finanzpläne bereits vorgelegt 
sind, sollen diese entsprechend der für den Bund vorgesehenen 
Handhabung überarbeitet werden. 

Im Interesse größtmöglicher Beschleunigung beruft der Bundes- 
minister der Finanzen umgehend den Finanzplanungsrat ein 
und legt ihm neue Orientierungsdaten vor. 


Bonn, den 22. September 1970 


Dr, Barzelr Stücklen und Fraktion 



